
Die CDU im Landtag kritisiert die geplante dritte Stufe des Hilfsprogramms „Stärkungs-

pakt Stadtfinanzen“ für klamme NRW-Kommunen. Fraktionsvize André Kuper nannte

das Hilfspaket eine „Lex Mülheim“. Die Teilnahmevoraussetzungen seien gezielt auf

Mülheim an der Ruhr zugeschnitten worden, behauptete Kuper.

Neben dieser Ruhrgebietsstadt profitierten nur vier weitere Kommunen – Alsdorf, Laer,

Lünen, Heiligenhaus – vom Stärkungspakt Teil drei. „40 Kommunen befinden sich eben-

falls in einer Haushaltsnotlage mit einer ebenso hohen Pro-Kopf-Verschuldung. Aber sie

sollen keine Hilfe erhalten“, sagte Kuper. Die fünf Begünstigten bekämen bis 2022 insge-

samt eine Milliarde Euro. In der ersten Stufe des Stärkungspaktes seien jährlich 350 Mil-

lionen Euro ausgeschüttet worden an 34 Kommunen. In der zweiten Stufe seien immer-

hin 27 Städte berücksichtigt worden. Das Hilfspaket müsse unbedingt für weitere Not

leidende Städte geöffnet werden, so die Union.

„Ungerechtigkeiten“ erkannte Kuper auch bei der Kostenerstattung, die die Städte vom

Land für die Flüchtlingsaufnahme erhalten. Profitieren würden vor allem jene Städte, in

denen das Land große Einrichtungen für die Erstaufnahme unterhalte. Salzkotten be-

komme pro Flüchtling und Jahr rund 1790 Euro, Hemer dagegen rund 185 000 Euro für 

jeden Flüchtling.

http://www.derwesten.de/politik/union-warnt-vor-einer-lex-muelheim-aimp-id12027356.html
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